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Der Finanzhaushalt der Europäischen Union sieht sich aufgrund betrügerischer
Machenschaften rund um die Vergabe von EU-Subventionen einer erheblichen
Gefährdung ausgesetzt. Das auf dieser Situation basierende EU-Finanzschutz-
übereinkommen von 1995 veranlasste die Mitgliedstaaten zur Anpassung nationaler
Rechtsordnungen, um EU-Subventionen den erforderlichen Schutzumfang zu
gewähren. In Deutschland hat dies zu einer deutlichen Ausweitung der Strafbarkeit
für Bewerber und Empfänger nicht wirtschaftsfördernder Subventionen geführt.

Der Autor beschäftigt sich vor diesem Hintergrund mit der Frage, inwieweit eine
derartige Ausweitung der Strafbarkeit aufgrund europarechtlicher Vorgaben
erforderlich war und ob diese auch in Österreich und England als weiteren
EU-Mitgliedstaaten stattgefunden hat. In einer rechtsvergleichenden Analyse
beleuchtet er, welcher Kritik sich die vorgefundenen Rechtslagen der Vergleichs-
länder in Anbetracht der jeweiligen Grenzen der nationalen Strafrechtsordnungen
ausgesetzt sehen, und rechtfertigt die Ausgestaltung des deutschen Rechts. Die in
seinem Vorgehen zu sehende Sensibilisierung für nationale Grenzen des Wirt-
schaftsstrafrechts gewinnt angesichts der erweiterten Gesetzgebungskompetenzen
der EU im Bereich des strafrechtlichen Schutzes des europäischen Finanzhaus-
halts erheblich an Bedeutung.
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Strafrechtlicher Schutz
von EU-Subventionen
Reichweite und Grenzen in Deutschland,
Österreich und England am Beispiel
nicht wirtschaftsfördernder Subventionen
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Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht geführte kriminologische
Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht,
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Weltgesellschaft“,
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen.
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins-
besondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht,
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention,
Reaktionen auf gefährliche Straftäter und Opferforschung.
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